
Der monatliche Newsletter                         rund um Steuern Dezember 2017

kompakt

Liebe Leserinnen, liebe Leser,
die persönliche Altersvorsorge in Deutschland setzt sich aus den Berei-
chen gesetzliche, betriebliche und private Altersvorsorge zusammen. 
Die Wahrnehmung der Bundesregierung, dass insbesondere im Bereich 
der betrieblichen Altersvorsorge (bAV) noch nicht ausreichend ange-
spart wird, hat diese veranlasst umfassende Neuerungen mit Hilfe des 
Betriebsrentenstärkungsgesetzes (BRSG) ab dem 01.01.2018 auf den 
Weg zu bringen. Die Verbesserung der steuer- und sozialversicherungs-
rechtlichen Rahmenbedingungen erfolgt durch eine Vielzahl von kleinen 
Maßnahmen. Zunächst wird der Förderrahmen mit einer maximalen 
Beitragszahlung von bis zu 4% der Beitragsbemessungsgrenze um 
weitere 4% erhöht. Die zweiten 4% sind jedoch lediglich steuerfrei 
und nicht sozialversicherungsfrei leistbar. 
Weiter werden Arbeitgeber verpflichtet, ersparte Lohnnebenkosten auf 
umgewandelte Beiträge durch einen pauschalen Betrag in Höhe von 
15% der umgewandelten Beträge an die Arbeitnehmer weiterzugeben. 
Darüber hinaus erhalten Arbeitgeber zukünftig einen Zuschuss von 
30% auf übernommene Beitragszahlungen für Arbeitnehmer mit einem 
monatlichen Bruttolohn von weniger als 2.200 €. Bedingung hierzu ist 
ein jährlicher Arbeitgeberzuschuss von mindestens 240 € bis höchstens 
480 €. Um Geringverdiener weiter zu fördern, wird ein Freibetrag für 
die Grundsicherung eingeführt. Für den zukünftigen Anspruch auf 
Grundsicherung bleiben Einnahmen aus Riester- und bAV Verträgen bis 
zu einem monatlichen Freibetrag in Höhe von 200 € unberücksichtigt. 
Der Gesetzgeber hat es auch nicht verpasst die Rahmenbedingungen 
von Riester-Verträgen zu verbessern. Auszahlungen auf Riester-Verträge 
im Rahmen einer bAV waren bisher mit Beiträgen zur Sozialversiche-
rung zu belasten. Zukünftig erfolgt hier eine Angleichung an privat 
abgeschlossene Riester-Verträge, für die bereits eine Befreiung von der 
Sozialversicherung besteht. Fast unbemerkt wird auch die Grundzulage 
von 154 € auf 175 € angehoben. 
Weiter befasst sich das BRSG auch mit der Einführung des „Sozialpart-
nermodells“ für Arbeitgeber mit Tarifbindung, auch „Nahles-Rente“ 
genannt. Zukünftig wird es hier möglich sein reine Beitragszusagen 
zu erteilen. Hierbei schuldet der Arbeitgeber die Zahlung eines be-
stimmten Beitrags in die bAV. Für die Höhe der daraus resultierenden 
Leistungen gibt es keine garantierten Zusagen. Das Anlagerisiko trägt 
folglich der Arbeitnehmer.
Das BRSG stellt eine sehr weitreichende Reform der betrieblichen Al-
tersversorgung dar. Die Hauptzielgruppen (Geringverdiener sowie kleine 
und mittelgroße Betriebe) werden mit der Verbesserung der steuer- und 
sozialversicherungsrechtlichen Rahmenbedingungen erreicht. 

Altersvorsorge

➔  Verfahrensrecht ……....……………………………………

*Erklärungen siehe Seite 4

Termine Januar 2018*

Steuerart	 Fälligkeit  	 	Ende der Schonfrist bei Zahlung 
			  durch Überweisung1	   Scheck2

Lohnsteuer, Kirchensteuer
Solidaritätszuschlag3	 10. 1. 2018	 15. 1. 2018	 5. 1. 2018
Kapitalertragsteuer	
Solidaritätszuschlag
Umsatzsteuer4	 10. 1. 2018	 15. 1. 2018	 5. 1. 2018
Sozialversicherung5	 29. 1. 2018	 entfällt	 entfällt

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträge fällig werden:

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag 
sind zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteils-
eigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

Steuernachforderungen und Steuererstattungen sind grund-
sätzlich 15 Monate nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die 
Steuer entstanden ist, zu verzinsen. Beispielsweise werden zu 
zahlende oder zu erstattende Beträge zur Einkommensteuer für 
das Jahr 2015 ab April 2017 verzinst. Diese sog. Vollverzinsung 
wird nur vorgenommen bei der Einkommen-, Körperschaft-, 
Umsatz- und Gewerbesteuer. Der Zinssatz beträgt 0,5 % pro 
Monat bzw. 6 % pro Jahr.
Die Höhe dieser Nachzahlungs- bzw. Erstattungszinsen ist immer 
wieder Gegenstand von gerichtlichen Verfahren. Zweifel an der 
Rechtmäßigkeit des Zinssatzes bestehen vor allem im Zusam-
menhang mit dem derzeitigen allgemein niedrigen Zinsniveau.
Das Finanzgericht Münster hat entschieden, dass die Höhe des 
Zinssatzes von 6 % in den Jahren 2012 bis 2015 noch verfas-
sungsgemäß sei.

Nachzahlungszinsen auf Steuern
Zinssatz ist verfassungsgemäß

Z I N S E N

Wir wünschen unseren treuen Mandanten 
und Lesern ein friedliches 
Weihnachtsfest und ein gesundes 
und erfolgreiches neues Jahr
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➔  Umsatzsteuer ....…………………………………………

Z rechnete alle GewSt betriebsübergreifend zusammen und wollte 1.056.400 € angerechnet 
haben. Das Gericht ließ aber nur eine betriebsbezogene, für jede Untergesellschaft getrennt 
berechnete Anrechnung mit der Summe von 913.600 € zu.

Gewerbesteueranrechnung
Begrenzung ist betriebsbezogen
Sind im zu versteuernden Einkommen gewerbliche Einkünfte enthalten, ermäßigt sich die 
Einkommensteuer, soweit sie anteilig auf die enthaltenen gewerblichen Einkünfte entfällt. Die 
Ermäßigung beträgt das 3,8fache des Gewerbesteuermessbetrags (MB), höchstens aber die 
tatsächlich zu zahlende Gewerbesteuer (GewSt). Die von der Gemeinde festzusetzende GewSt 
richtet sich nach deren Hebesatz. Beträgt der Hebesatz mindestens 380 %, kann die GewSt mit 
dem 3,8fachen des Gewerbesteuermessbetrags angerechnet werden. Liegt er unter 380 %, ist 
die Anrechnung auf die zu zahlende GewSt begrenzt.
Der Bundesfinanzhof hatte über die GewStAnrechnung auf die Einkommensteuer des Z zu 
entscheiden. Er war Kommanditist der AKG, diese wiederum war Kommanditistin der BKG 
und diese wiederum Kommanditistin der CKG. Die AKG zahlte keine Gewerbesteuern, wohl 
aber die Untergesellschaften. Sie waren in Gemeinden ansässig, die Hebesätze über und unter 
380 % hatten. Dabei ergab sich folgendes Bild:

	 MB		 Hebesatz	 GewSt	 Faktor 3,8	 Begrenzung

BKG	 204.000 €	 310 %	 632.400 €	 775.200 €	 632.400 €

CKG	   74.000 €	 597 %	 441.780 €	 281.200 €	 281.200 €

Summe	  278.000 €	 		 1.074.180 €	 1.056.400 €	 913.600 €

Gewerbesteuer

Entnahmen von Waren, Nutzungen und Leistungen aus einem 
Betriebsvermögen zur Verwendung im eigenen Haushalt oder 
für andere betriebsfremde Zwecke sind mit dem Teilwert zu be-
werten. Das ist der Betrag, den ein Erwerber des ganzen Betriebs 
für das einzelne Wirtschaftsgut ansetzen würde. Wertobergrenze 
sind die Wiederbeschaffungs- bzw. Wiederherstellungskosten. 
Wertuntergrenze ist der Einzelveräußerungspreis gemindert um 
Veräußerungskosten und einen Unternehmergewinn.
Unter Berücksichtigung dieser Rahmenbedingungen hatte das 
Finanzgericht BadenWürttemberg den Teilwert der beim Be-
trieb eines Blockheizkraftwerks mit Biogasanlage anfallenden 
Abwärme zu ermitteln. Der dort produzierte Strom wurde in 
das öffentliche Stromnetz eingespeist. Die durch den Betrieb 
der Biogasanlage anfallende Abwärme wurde zur Beheizung 
des privaten Wohnhauses eines Landwirts genutzt. Daneben 
lieferte er die Wärme an ein in der Nähe gelegenes Wohnhaus.
Das Finanzamt bewertete die für private Zwecke entnommene 
Wärme mangels anderer Berechnungsmöglichkeiten mit einem 
bundeseinheitlich durchschnittlichen Fernwärmepreis. Der Wert 
entspreche auch den kalkulatorischen Selbstkosten des Betreibers 
einer Biogasanlage. Das Argument des Landwirts, dass es sich 
bei der Abwärme um ein Nebenprodukt des erzeugten Stroms 
handele und deshalb eine anderweitige Kalkulation vorzunehmen 
wäre, ließ das Finanzamt nicht gelten.
Das Finanzgericht folgte der Auffassung des Landwirts und ak-
zeptierte den niedrigeren Wertansatz. Als Teilwert legte es den 
Preis zugrunde, der sich aus dem Lieferpreis der Abwärme an 
den fremden Haushalt ergab.
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden.

Blockheizkraftwerk
Berechnung der privaten Wärmenutzung

Der Bundesfinanzhof sieht, anders als zuvor Finanzverwaltung 
und Finanzgericht, in dem Verkauf von Brezeln in einem Festzelt 
auf dem Oktoberfest keine restaurantähnliche Leistung, son-
dern eine dem ermäßigten Steuersatz von 7 % unterliegende 
Lebensmittellieferung. Das gilt für den Fall, dass nicht der Fest-
zeltbetreiber selbst, sondern ein anderer Unternehmer die Brezeln 
verkauft. Diesem sind insbesondere die vom Festzeltbetreiber 
aufgestellten Bierzeltgarnituren nicht als eigene Verzehrvorrich-
tungen zuzurechnen.
Im entschiedenen Fall konnten nach der wirtschaftlichen Realität 
der Brezelverkäufer und seine Kunden die Sitzgelegenheiten 
nur mitbenutzen. Der Brezelverkäufer konnte den Besuchern 
des Festzelts keine Plätze zuweisen. Diese durften die Sitzplätze 
auch nicht ausschließlich für den Erwerb und Verzehr von Bre-
zeln nutzen, sondern mussten Getränke und/oder Speisen vom 
Festzeltbetreiber beziehen.

Gar nicht so einfach
Verkauf von „Wiesnbrezn“
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Ein Steuerpflichtiger war an einer Grundstücks-GbR beteiligt. 
Nach dem Verkauf der Immobilie verblieben erhebliche Darlehns-
verbindlichkeiten. Der Verkaufspreis deckte diese nicht in Gänze 
ab. Für die Restverbindlichkeiten mithaftende Gesellschafter 
fielen u. a. durch Privatinsolvenzen aus. Als Verpflichteter aus der 
Darlehnsschuld blieb nur noch der Steuerpflichtige. Im Rahmen 
eines gerichtlichen Vergleichs mit der Bank verpflichtete er sich 
zur Zahlung von 500.000 €. Dadurch sollten alle Ansprüche der 
Bank einschließlich der Zinsforderungen erloschen sein.
Diesen Betrag machte der Steuerpflichtige in seiner Einkom-
mensteuererklärung bei den Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung als nachträgliche Werbungskosten geltend. Das 
Finanzamt lehnte die Anerkennung zum größten Teil ab.
Das Niedersächsische Finanzgericht gelangte hingegen zu dem 
Urteil, dass die Zahlungen aufgrund des gerichtlichen Vergleichs 
einschließlich der angefallenen Rechtsanwaltsgebühren in vollem 
Umfang als nachträgliche Werbungskosten berücksichtigungsfä-
hig seien. Die Aufwendungen seien entstanden, um die im Kauf 
der Immobilie liegende gescheiterte Investition zu beenden. Der 
Vergleichsbetrag habe die vergeblich aufgewendeten Kosten 
begrenzt.

Anschaffungsnahe Herstellungskosten
Ausnahme

Wer ein Gebäude anschafft, kann innerhalb der ersten 
drei Jahre größere Aufwendungen zur Beseitigung von 
Mängeln nur dann sofort als Werbungskosten absetzen, 
wenn diese nicht über 15 % der Anschaffungskosten des 
Gebäudes liegen. Höhere Instandhaltungskosten führen zu 
anschaffungsnahen Herstellungskosten, die sich nur über 
die Abschreibung des Gebäudes steuermindernd auswirken.
Von diesem Grundsatz gibt es allerdings eine Ausnahme: 
Aufwendungen zur Beseitigung eines Substanzschadens, 
der erst nach Anschaffung einer vermieteten Immobilie 
durch schuldhaftes Handeln des Mieters verursacht wurde, 
können als Werbungskosten sofort abziehbar sein. Das hat 
der Bundesfinanzhof in einem Fall entschieden, in dem sich 
die angeschaffte Eigentumswohnung zum Zeitpunkt des 
Übergangs von Nutzen und Lasten in einem mangelfreien 
Zustand befand.

Erst nach der Anschaffung begannen die Probleme. Die 
Mieterin verweigerte die Zahlung fälliger Nebenkosten, 
woraufhin die neue Eigentümerin das Mietverhältnis kün-
digte. Anschließend stellte sie erhebliche von der Mieterin 
verursachte Schäden, wie eingeschlagene Scheiben an Türen, 
Schimmel an Wänden und zerstörte Bodenfliesen, fest. Ein 
nicht gemeldeter Rohrbruch im Badezimmer verursachte hohe 
Folgeschäden. Aufwendungen von rund 20.000 € waren für 
die Instandsetzung erforderlich.
Der Bundesfinanzhof bestätigte die Auffassung der neuen 
Eigentümerin, dass es sich dabei um sofort abziehbaren 
Erhaltungsaufwand handelt, denn die Schäden waren im 
Zeitpunkt der Anschaffung nicht vorhanden. Es waren auch 
keine nach dem Erwerb auftretenden altersüblichen Mängel 
und Defekte, die anschaffungsnahe Herstellungskosten sind.

Restschuld nach Immobilienverkauf
Nachträgliche Werbungskosten?

Der Bundesfinanzhof muss 
abschließend entscheiden.

Erstattet der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer die anlässlich einer 
Dienstreise entstandenen Fahrtkosten, sind die Erstattungen 
grundsätzlich steuerfrei, soweit die Fahrtkostenaufwendungen 
beim Arbeitnehmer als Werbungskosten abzugsfähig wären. 
Nutzt der Arbeitnehmer bei der Dienstreise ein eigenes Fahrzeug, 
darf der Arbeitgeber deshalb nur 0,30 € je gefahrenem Kilometer 
steuerfrei erstatten.
Um die Steuerfreiheit der ausgezahlten Beträge überprüfen 
zu können, verlangt das Finanzgericht des Saarlandes vom 
Arbeitgeber zeitnah erstellte Unterlagen, die zum Lohnkonto 
aufzubewahren sind. Aus den Unterlagen muss die konkrete 
Dienstreise erkennbar sein. Ebenfalls die Höhe der dem Arbeit-
nehmer erstatteten Aufwendungen. Wurden außer Fahrtkosten 
noch Übernachtungskosten, Verpflegungsmehraufwendungen 
und sonstige Nebenkosten erstattet, ist eine Einzelaufstellung 
erforderlich.
Eine übereinstimmende Erklärung von Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer, dass nur Aufwendungen unterhalb der gesetzlich zu-
lässigen Pauschbeträge erstattet wurden, reicht dem Gericht als 
Nachweis nicht aus. Nicht ausreichend ist ferner die Schätzung 
des Anteils des steuerfrei an den Arbeitnehmer ausgezahlten 
Betrags. Selbst dann nicht, wenn dem Arbeitnehmer unstreitig 
Reisekostenaufwendungen entstanden sind und die Zuschüsse 
zweifelsfrei unterhalb der zulässigen Pauschalen liegen.
Hinweis: Die Entscheidung des Finanzgerichts ist nur zu der 
Erstattung von Reisekosten an Arbeitnehmer außerhalb des 
öffentlichen Diensts ergangen.

➔  Einkommensteuer ....…………………………………………

Steuerfreie Reisekostenerstattung
Nachweise erforderlich

Reisekosten
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„Das ist schön, dass du kommst", begrüßt Leo
 seinen Onkel an der Tür. „Mama sagte erst gestern 
Abend, du hättest uns gerade noch gefehlt!"

1	 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteuer-
anmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. 
des dem Anmeldungszeitraum folgenden Monats 
(auf elektronischem Weg) abgegeben werden. 
Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder 
Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen 
werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine 
Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts 
am Tag der Fälligkeit erfolgt.

2	 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdes-
sen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

3	 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahres-
zahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr, 
bei Jahreszahlern für das abgelaufene Kalender-
jahr.

4	 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristver-
längerung für den vorletzten Monat, bei Viertel-
jahreszahlern (ohne Dauerfristverlängerung) für 
das abgelaufene Kalendervierteljahr.

5	 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich 
am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Mo-
nats fällig. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, 

empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen 
Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin 
für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis 
spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. 
am 25.01.2018) an die jeweilige Einzugsstelle 
übermittelt werden. Regionale Besonderheiten 
bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird 
die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte 
erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten 
etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den 
Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbe-
sondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag 
oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.
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Steuerlich nicht anerkannt
Vorsicht bei familiären Gestaltungen

Das Steuerrecht erkennt grundsätzlich zivilrechtliche Gestaltun-
gen an. Die Vertragsparteien dürfen ihre Verhältnisse so einrich-
ten, wie dies steuerrechtlich am günstigsten ist. Das gilt allerdings 
nicht für missbräuchliche Gestaltungen. Ein Missbrauch liegt vor, 
wenn eine unangemessene Gestaltung gewählt wird, die im 
Vergleich zu einer angemessenen Gestaltung zu einem gesetzlich 
nicht vorgesehenen Steuervorteil führt und durch beachtliche 
außersteuerliche Gründe nicht gerechtfertigt werden kann.
Das Finanzgericht RheinlandPfalz hatte folgenden Fall zu ent-
scheiden: Eltern schenkten ihren minderjährigen Töchtern Aktien. 
Nur wenige Tage nach der Schenkung verkauften die Eltern als 
gesetzliche Vertreter ihrer Töchter die Aktien mit Gewinn. Die 
Veräußerungsgewinne setzten sie in den Einkommensteuerer-
klärungen der Töchter an. Da die Töchter über keine weiteren 
Einkünfte verfügten, blieben die Gewinne steuerfrei.
Das Finanzamt ging wegen des zeitlichen Zusammenhangs 
zwischen den Schenkungen und den Weiterveräußerungen von 
einem Gestaltungsmissbrauch aus und erfasste die Veräuße-
rungsgewinne als Einkünfte bei den Eltern.
Das Finanzgericht gab in seiner Entscheidung dem Finanzamt 
Recht. Den von den Eltern angegebenen Grund für die Gestal-
tung, die Verwendung der Gewinne zur finanziellen Absicherung 
der Kinder, sah das Gericht nicht als ausreichenden außersteuer-
lichen Grund an. Dass die Käufer der Aktien die Kaufpreise auf 
Konten der Töchter überwiesen hatten, ändere nach Auffassung 
des Gerichts nichts an der unangemessenen, umständlichen und 
gekünstelt erscheinenden Gestaltung.
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden.

Eine GmbH betrieb ein medizinisches Labor. Sie untersuchte 
Blutproben, die ihr von Ärzten und Heilpraktikern zugesandt 
wurden. Die Aufträge erhielt sie von den jeweiligen Pati-
enten. Ihnen gegenüber rechnete sie die Leistungen auch 
ab. Die Befunde wurden durch einen Doktor der Biologie 
und einen Doktor der Chemie vorgenommen. Das Labor 
stand unter Leitung eines Allgemeinmediziners. Weitere 
Arbeitnehmer der GmbH waren u. a. zwei technische Me-
dizinassistentinnen. Das Finanzamt unterwarf die Leistungen 
des Labors der Umsatzsteuer.
Laborleistungen, die außerhalb der Praxisräume des sie 
anordnenden praktischen Arztes durchgeführt werden, 
sind keine umsatzsteuerfreien Heilbehandlungen im Be-
reich der Humanmedizin. Die Umsatzsteuerfreiheit kann 
sich aber nach der Steuerbefreiung für Zentren für ärztliche 
Heilbehandlungen und Diagnostik ergeben. Ob das im vor-
liegenden Fall möglich ist, wird das Finanzgericht im zweiten 
Rechtsgang klären müssen.
Tipp: Es sollte darauf geachtet werden, dass entsprechende 
Steuerfestsetzungen nicht bestandskräftig werden.
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

➔  Umsatzsteuer ....…………………………………………

Medizinisches Labor
Steuerbefreiung möglich?

Scheidungskosten sind regelmäßig keine außergewöhnlichen 
Belastungen.
Außergewöhnliche Belastungen sind Aufwendungen, die einem 
Steuerpflichtigen zwangsläufig erwachsen und zu größeren 
Aufwendungen führen als bei der überwiegenden Mehrzahl 
der Steuerpflichtigen gleicher Einkommens- und Vermögens-
verhältnisse und gleichen Familienstands. Zwangsläufig sind die 
Aufwendungen, wenn sich ihnen aus rechtlichen, tatsächlichen 
oder sittlichen Gründen nicht entzogen werden kann.
Diese Voraussetzungen erfüllen Prozesskosten regelmäßig nicht, 
außer der Steuerpflichtige verlöre ansonsten seine Existenzgrund-
lage oder könnte seine lebensnotwendigen Bedürfnisse nicht 
mehr befriedigen. Das ist bspw. bei einer ernsthaften Gefährdung 
der Nutzung des Wohnhauses zu eigenen Wohnzwecken oder 
durch Erleiden schwerwiegender körperlicher Schäden durch 
eine Vertragsverletzung oder unerlaubte Handlung der Fall. 
Kosten für ein Scheidungsverfahren zählt der Bundesfinanzhof 
hingegen nicht dazu, selbst wenn das Festhalten an der Ehe den 
Steuerpflichtigen stark beeinträchtigt.
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Scheidungskosten
Nicht mehr abzugsfähig


